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Abréviations

EU Europäische Union
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
SBB Schweizerische Bundesbahnen
RTVG Bundesgesetz über Radio und Fernsehen
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
KIOS Koordination Islamischer Organisationen Schweiz
FIDS Föderation islamischer Dachorganisationen Schweiz

UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
PME petites et moyennes entreprises
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision
USAM Union suisse des arts et métiers
COIS Coordination des Organisations Islamiques Suisses
FOIS La fédération d'organisations islamiques de suisse
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

Auch 2014 war die direkte Demokratie Auslöserin für Gedanken und Polemik zur
nationalen Kohäsion. Allen voran das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative sorgte für
zahlreiche Reaktionen. So wurde etwa der sich bei der Abstimmung zeigende
Sprachgraben kurz nach dem Urnengang vom ehemaligen SVP-Bundesrat Christoph
Blocher mit einem „schwächeren Bewusstsein der Welschen für die Schweiz“ erklärt.
Diese in einem Interview mit der BaZ gemachte Aussage sorgte auf beiden Seiten der
Saane für teilweise harsche Reaktionen. Künstlerisch wurde die Aussage vom Maison du
dessin de presse in Morge verarbeitet, wo eine Ausstellung mit dem Titel „Les Romands
sont-ils Suisses?“ mit verschiedenen Karikaturen zum Thema stattfand. Blocher hatte
bereits Anfang Januar – wie bereits vor der EWR-Abstimmung 1992 – Niklaus von Flüe
bemüht, der gemahnt haben soll, den Zaun nicht zu weit zu machen. Die sich auf der
Verliererseite breit machende Konsternation verschaffte sich in einigen
Unmutsbekundungen Luft. So demonstrierten Anfang März auf Aufruf eines Bündnisses
von verschiedenen Parteien, Gewerkschaften und Ausländerorganisationen rund 12'000
Personen auf dem Bundesplatz für eine offene und solidarische Schweiz. Mehrere
Organisationen – ähnlich wie noch 1992 nach dem EWR-Nein – wurden ins Leben
gerufen, so etwa die Aktion Libero, die sich unter anderem für den Erhalt der
bilateralen Verträge einsetzen will. Mitte Oktober riefen über 100 Persönlichkeiten,
darunter etwa auch die alt-Bundesräte Pascal Couchepin (fdp, VS) und Micheline
Calmy-Rey (sp, GE) zu einem Überdenken der negativen Einstellung zur europäischen
Integration der Schweiz auf. Die Weltoffenheit der Schweiz und die guten
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU waren zudem häufiger Gegenstand der
behördlichen 1.-August-Reden. Ausnahme bildete Bundesrat Maurer, der Carl Spittelers
„Standpunkt“ als Appell für die Eigenständigkeit und Neutralität der Schweiz zitierte.
Beklagt wurde im Berichtjahr auch hie und da ein Wandel von der Konkordanz zur
„Diskordanz“: Die noch 2011 mit der Stärkung der „neuen“ Mitte einhergehende
Hoffnung auf ein Ende der Polarisierung habe sich zerschlagen, die Regierungsparteien
seien nicht mehr an Kompromissen interessiert und die Stimmbevölkerung – aufgehetzt
von Brandstiftern – habe auf Fundamentalopposition geschaltet. Die Schweizer Politik
müsse wieder zu mehr Verständigung zurückkehren. Bei einer im August
veröffentlichten GfS-Umfrage bei rund 1000 Befragten unterstützten 75% die
Forderung nach mehr Kompromissbereitschaft, um das politische System zu stärken
und zu deblockieren. Für Diskussionen sorgten die Vorwürfe der Parteipräsidenten der
SP und der BDP: Martin Landolt (bdp, GL) wie auch Christian Levrat (sp, FR) warfen der
SVP „faschistoide Tendenzen“ vor. Levrat begründete dies damit, dass die Volkspartei
die Institutionen verleumde, Völker- und Menschenrechte angreife und das Asylrecht
abschaffen wolle. Auch der Parteipräsident der BDP, Martin Landolt, attackierte die SVP
und warf ihr eine die menschliche Würde missachtende und heuchlerische Politik vor.
Er frage sich, bis zu welchem Punkt eine Politik „noch brauner werden“ müsse, „bis alle
merken, dass sie stinkt“. Die als „provozierender Elektroschock“ (Levrat) gedachten
Vorwürfe stiessen auch bei Rechtsextremismus-Experten auf Kritik. Während CVP-
Präsident Darbellay eine gewisse Radikalisierung der SVP nicht abstreiten, dafür aber
keine Vergleiche mit dem Faschismus anstellen wollte, kritisierte der Parteipräsident
der FDP, Philipp Müller (AG), die Debatte als „daneben“. Nicht zu den Vorwürfen
äussern wollte sich SVP-Parteipräsident Toni Brunner (SG). In den Medien wurden die
Vorwürfe unterschiedlich kommentiert. Während die NZZ etwa darauf hinwies, dass die
politischen Debatten in der Regel sachlich blieben, wurden die Parteichefs im Blick als
Politclowns betitelt. Die Ablehnung der teilweise als Schicksalsabstimmungen
bezeichneten drei Initiativen, die im November zur Abstimmung gelangten – Ecopop-
Initiative, Abschaffung der Pauschalbesteuerung und Goldinitiative – schien zumindest
vorübergehend die Diskussionen um den nationalen Zusammenhalt etwas zu
beruhigen. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.08.2014
MARC BÜHLMANN
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Armée

Armement

Aufgrund anhaltender Kritik zum Gripen wurde es immer wahrscheinlicher, dass sich
neben den linken Parteien auch die einem Kampfjetkauf ursprünglich wohlgesinnten,
bürgerlichen Parteien dem Tiger-Teilersatz (TTE) entgegen stellen würden. Für die FDP
äusserte sich Parteipräsident Müller nach der Publikation des Subkommissionsberichts
so pointiert, dass die Zeitungen den politischen Abschuss des Gripen prophezeiten. Im
August hat die FDP ihre Position zum Kampfjetkauf revidiert. Die zusammen mit den
anderen bürgerlichen Parteien für einen TTE eintretende Mittepartei trat nunmehr
wesentlich kritischer gegenüber dem Gripen auf. Am 25. August erschien ein
umfassendes Interview mit Parteipräsident Müller, welcher den Gripen nachdrücklich
kritisierte. Die Stellung der FDP zu diesem Geschäft ist deshalb entscheidend, weil ohne
sie eine Parlamentsmehrheit kaum zu Stande kommen könnte – SP und Grüne sind seit
jeher gegen den Kampfjetkauf. Müllers Gripen-Kritik und die damit einher gehende
Erkenntnis, dass der Gripen mit der neuen Kräftekonstellation politisch kaum eine
Chance hätte, führte zu heftigen Reaktionen. Die Gruppe Giardino, ein
Zusammenschluss von konservativen Offizieren und Armeefreunden, ging so weit,
Müllers Rücktritt zu fordern. Müller liessen die Angriffe jedoch zunächst kalt und er liess
diese ohne grosse Reaktion ins Leere laufen. Erst als auch seitens der SVP vermehrt in
Richtung Müller und FDP geschossen wurde, kam es zu einem medialen Schlagabtausch,
welcher in den Zeitungen unter dem Titel „Hahnenkampf“ ausgetragen wurde. Von
Ignoranz über Mauscheleien bis zu Vetternwirtschaft und Befangenheit wurde Müller
und seiner Partei alles unterstellt, vorwiegend seitens der SVP. Müller selbst reagierte
fortan zunehmend angriffig, verteidigte aber stets seine Haltung. Neben vielen
persönlichen Grabenkämpfen zeichnete sich vor allem eines ab: Die Beschaffung des
neuen Kampfjets für die Schweizer Armee wurde gegen Jahresende zunehmend
unsicher. 2

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.08.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Chemin de fer

Die Ankündigung von SBB Cargo vom vergangenen Jahr, in der ganzen Schweiz nur noch
323 von 650 Stationen für den Schienengüterverkehr bedienen zu wollen, hatte in
vielen Kantonen Proteste ausgelöst. Nach zahlreichen Verhandlungen gab das
Unternehmen im Frühjahr bekannt, es habe für 170 Firmen eine spezifische Lösung
gefunden, doch müssten zahlreiche Kleinkunden künftig auf die Strasse umsteigen. Mit
der geplanten Restrukturierung könne SBB Cargo 96% des bisherigen
Transportvolumens auf der Schiene behalten, und die Zahl der abzubauenden Stellen
reduziere sich um 28 auf insgesamt 620. Ein Umbau des Rollmaterialservice soll die
Produktivität in den Werkstätten Biel und Bellinzona erhöhen; SBB Cargo beabsichtige
aber, das Werk Biel künftig mit einem starken Partner zusammen zu führen. Diese
Neuausrichtung des Unternehmens bringe jährliche Einsparungen von CHF 25
Mio. Siehe auch die Antworten des Bundesrates auf eine zurückgezogene Motion
Stähelin (cvp, TG) (06.3052), eine Frage Huguenin (pda, VD) (06.5084) und die
Interpellationen Recordon (gp, GE) (05.3506) , Müller (fdp, AG) (05.3742), Simoneschi
(cvp, TI) (05.3907) und Salvi (sp, VD) (06.3118). 3

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Eglises et questions religieuses

Nach den Anschlägen in Paris haben die Schweizer Muslime ihre Forderung nach der
Anerkennung des Islams als Landeskirche erneut aufgegriffen. Ihr designiertes Ziel
hierbei sei es, Muslime besser in die hiesige Gesellschaft integrieren zu können und
zugleich aufkommenden Radikalisierungstendenzen Einhalt bieten zu können. Erste
Gesuche hierfür seien bereits in Vorbereitung und würden zunächst im Pilotkanton
Basel-Stadt und zu einem späteren Zeitpunkt dann auch in der Waadt eingereicht. Für
den Vorstoss verantwortlich zeigen sich die beiden nationalen Muslim-Verbände KIOS
und FIDS. Die Organisationen erarbeiten zur Zeit gemeinsam ein Musterstatut für
islamische Gesellschaften, welches den kantonalen Verfassungen entspreche, um somit
eine solide Grundlage für das staatliche Akzeptanzsiegel zu schaffen. Das Gesuch selbst
soll sodann von offiziellen Muslimvertreterinnen und -vertretern, welche mittels
Testwahlen von Basler Muslimen bestimmt werden, an offizieller Stelle eingereicht
werden. Farhad Afshar, Präsident der KIOS, betonte, dass den Frauen für die Wahlen
das gleiche aktive und passive Wahlrecht zugesprochen werde wie den Männern. Zudem
soll zur Offenlegung der geforderten demokratischen Organisation und Transparenz
eine unabhängige Rekurskommission geschaffen werden. Somit greift das Musterstatut
relevante Eckpfeiler des juristischen Gutachtens auf, welches im Jahr zuvor an der
Universität Luzern in Auftrag gegeben worden war. Dass nebst dem Kanton Basel-Stadt
auch die Waadt in den Fokus der beiden Verbände gerückt war, kam nicht von
ungefähr: Im November des vergangenen Jahres hatte der Waadtländer Staatsrat
Anpassungen im Reglement für die Anerkennung weiterer, auch nicht christlicher
Religionsgemeinschaften vorgenommen. Beide Muslimverbände erhoffen sich durch
den Vorstoss zunächst die "kleine Anerkennung" – welche in Basel schon länger möglich
ist – zu erlangen, um danach die volle staatliche Anerkennung zu erreichen. Der
Kirchenstatus würde es der Gemeinschaft ermöglichen, eine adäquate islamisch-
religiöse Infrastruktur aufzugleisen und hätte zugleich auch eine starke Signalwirkung an
die anderen Kantone.
In der Schweizer Parteienlandschaft sind aber nicht alle von diesem Vorstoss angetan.
Die SVP-Spitze beispielsweise stellte zwar klar, dass sie die Kultusfreiheit zu keinem
Zeitpunkt in Frage stelle, die Anerkennung des Islams als integralen Bestandteil der
Landeskirche jedoch explizit ablehne. Mit einer verfassungsrechtlichen Anerkennung
seien diverse Privilegien verbunden, deren Fürsprache aber – zur Wahrung des
religiösen Friedens – der Mitsprache der kantonalen Bürger bedürfe. Zudem seien die
Muslime in keiner Organisation zusammengefasst, welche alle Glaubensangehörigen
vertrete. Christoph Neuhaus (BE, svp), Berner Kirchendirektor und Regierungsrat,
schlägt als eine mögliche Alternative zur staatlichen Anerkennung eine Anerkennung der
muslimischen Gemeinschaften als gemeinnützige Vereine vor. Dadurch könne man die
nötige Transparenz schaffen und hätte noch einen gewissen Einfluss auf die
Vereinstätigkeit. Christian Levrat (sp, FR) betrachtet die Diskussion jedoch aus einer
ganz anderen Perspektive: Die SVP schüre mit ihrer Haltung lediglich den Hass gegen
die Muslime und würde sich somit zugleich auch gegen jegliche
Integrationsmassnahmen wehren. Die Schweiz müsse aber viel entschiedener gegen die
Islamophobie vorgehen und sich vermehrt für die Integration einsetzen, wobei genau
diese Anerkennung als eine passende Massnahme zu verstehen sei. Dieser Meinung
schloss sich auch Regula Rytz (gp, BE) an und betonte, dass durch eine solche
Anerkennung zugleich auch die Rechte und Pflichten klar geregelt werden könnten.
Christophe Darbellay (cvp, VS) hielt sich indes etwas mehr zurück: Zur Religionsfreiheit
gebe es definitiv ein Ja, nicht aber zur Anerkennung, schliesslich sei die Schweiz ein
christlich-abendländisch geprägtes Land und, wie Erfahrungen mit anderen
Glaubensgemeinschaften zeigten, sei eine staatliche Anerkennung für eine gelungene
Integration nicht vonnöten. Philipp Müller (fdp, AG) hingegen stellte klar, dass die
staatliche Anerkennung den Kantonen obliege, wobei für ihn persönlich die kulturelle
Verwurzelung einer Glaubensgemeinschaft innerhalb eines Kantons im Fokus stehe.
Zudem verwies er auf die viel diskutierte Trennung von Staat und Kirche, welche
zwischenzeitlich sogar Anklang in der Kirche selbst finde. 
So befindet selbst der Churer Generalvikar Martin Grichting, dass das heutige System
nicht mehr mit der Religionsvielfalt in der Schweiz vereinbar sei. Anstelle der
Volkskirche könne er sich eine kleinere Glaubensgemeinschaft mit einer treuen
Gefolgschaft vorstellen. Gerade in der heutigen Zeit, in der so viele Personen aus der
Kirche austreten würden und sehr wahrscheinlich irgendwann mehr als die Hälfte der
Steuerzahlenden konfessionslos sein werde, stelle sich unweigerlich die Frage nach der

DÉBAT PUBLIC
DATE: 18.01.2015
MELIKE GÖKCE
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Legitimationsgrundlage für die staatlich unterstützte Erhebung der Kirchensteuer – in
diesem Sinne hätten die Landeskirchen also ausgedient. 4

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für
Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 5

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.03.2015
MARC BÜHLMANN

Als «Müller-Effekt» bezeichnete die Basler Zeitung den Umstand, dass die FDP bei
kantonalen Wahlen im Jahr 2015 zulegte. Ihr Präsident, Philipp Müller schaffe es mit
seiner nicht abgehobenen Art näher bei den Leuten zu sein und sie davon zu
überzeugen, dass der Freisinn nicht einfach eine abgehobene Wirtschaftspartei sei.
Dies bedeutete freilich viel ermüdende Arbeit an der Basis, was in zahlreichen Medien
als ursächlich für den Unfall betrachtet wurde, in den der FDP-Präsident Mitte
September 2015 verwickelt war und der in der Folge einige Druckerschwärze
verursachte. Müller geriet auf die Gegenfahrbahn und kollidierte mit einer
Motorradfahrerin, die schwer verletzt wurde. Müller, der unverletzt blieb, hatte keinen

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Alkohol im Blut und auch die Handydaten wiesen darauf hin, dass er sein Mobiltelefon
während der Fahrt nicht benutzt hatte. Zudem lagen laut Medien keine Anhaltspunkte
auf übersetzte Geschwindigkeit vor. Müller beteuerte, sich nicht an den Unfallhergang
erinnern zu können.
Mediales Aufsehen erregte der Unfall, zu dem eine Strafuntersuchung eröffnet wurde,
auch deshalb, weil er wenige Wochen vor den eidgenössischen Wahlen passierte, bei
denen Müller im Kanton Aargau für den Ständerat kandidierte. Zahlreiche Medien
urteilten, der Unfall würde die Wahlchancen Müllers kompromittieren. Politberater
empfahlen gar, dass er sich von Wahlveranstaltungen möglichst fern halten solle.
Andere empfahlen Müller, er solle die Wahrheit sagen. In 99 Prozent der Fälle wisse ein
Unfallverursacher nämlich, weshalb er auf die Gegenfahrbahn geraten sei, wie ein
Rechtsanwalt sich im Sonntagsblick äusserte. Rasch meldeten sich freilich Stimmen,
dass der Unfall nicht instrumentalisiert werden dürfe. Müller selber entschied sich «aus
Respekt gegenüber der jungen Frau und ihren Angehörigen» seinen Wahlkampf bis auf
weiteres auszusetzen. Er wünsche sich nichts mehr, als dass die Frau baldmöglichst
genese. Zwar zeigten seine politischen Kontrahenten Verständnis, die Medien aber
liessen den Fall nicht ruhen. Ihre Recherchen ergaben, dass Müller sein Fahrzeug erst
200 Meter nach dem Unfallort angehalten, keine erste Hilfe geleistet und gleichentags
noch ein Interview gegeben habe, bei dem er den Unfall nicht erwähnt habe. Müller
verteidigte sich damit, dass er nicht gleich verstanden hätte, was passiert sei, unter
Schock gestanden, aber gesehen habe, dass sofort Helferinnen an der Unfallstelle
gewesen seien. Der Blick sprach von einem «Kommunikations-Crash» und fragte sich,
was Müller wohl «zu verbergen» habe. Auch die Weltwoche warf Müller vor, sich in
Widersprüche zu verheddern. Es sei einfach, sich mit der Begründung «Schock» nach
dem Unfall aus der Verantwortung zu stehlen. Rückendeckung erhielt Müller von seiner
Partei, die keinen Anlass sah, einen Interims-Präsidenten einzusetzen. 
Politischen Schaden schien Philipp Müller aus der ganzen Affäre keinen davongezogen
zu haben, wurde er doch im zweiten Wahlgang für den Kanton Aargau in den Ständerat
gewählt. Rund ein Jahr nach dem Unfall stand fest, dass Müller wohl wie von ihm
vermutet einen Sekundenschlaf erlitten hatte. Die autointerne Kamera zeigte freilich
auch, dass sich das System bereits vorher mehrmals gemeldet und eine Übermüdung
signalisiert hatte. Müller hätte also nicht fahren dürfen. Er wurde entsprechend wegen
fahrlässiger schwerer Körperverletzung zu einer Geldstrafe verurteilt. 6

Associations

Industrie, commerce et entrepreneurs

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) führte zum Streit zwischen
den beiden grössten Wirtschaftsverbänden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbände Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem „Vorschlag der Wirtschaft“ zur Umsetzung
der MEI anstatt für Kontingente für eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsätzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschränkt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel „Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe“. Der SGV zeigte sich darin verärgert, dass die vier
Verbände ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine „Irreführung der öffentlichen Meinung“. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplätze stellten und der damit die „Nummer 1“ unter den
Wirtschaftsverbänden sei, unterstütze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kündigung der
Bilateralen „schwerwiegende negative Folgen“ für die KMU hätte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbände die Wirtschaft freiwillig beschränken würden. Der
SGV befürchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt würde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine „wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschläge“ unnötig schwächen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbände Mitte
Februar in Lausanne – die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet – konnten sich die beiden Verbände neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmütig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalräte Gerold
Bührer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbände

DÉBAT PUBLIC
DATE: 08.01.2015
SAMUEL BERNET

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



führten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen klärten. 

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veröffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Ständeräte
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Ärger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Gemäss dem Rating
gehören 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalräte der SVP an; im Ständerat belegen
vier der fünf SVP-Ständeräte die ersten vier Plätze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Präsident
Christophe Darbellay und FDP-Präsident Philipp Müller das Rating heftig. Es würden zu
viele Geschäfte bewertet und deren Gewichtung sei unverhältnismässig, so ihr Fazit. So
würde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI für die
Wirtschaft „hundertmal wichtiger“ sei, sagte etwa Darbellay. Für Müller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschäfte bewertete, die
unterstützende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefährdung
der Bilateralen Verträge mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nähe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenführerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
übernahm in der Folge der SGV die Kampagnenführung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative – beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Präsident Jean-François Rime gegenüber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Kofferträger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhängigkeit der Verbände offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenführung bei den jüngsten Abstimmungen dem SGV
überliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Für den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitätsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht. 

Die SVP-Nähe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die öffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
länger, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter präsidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Präsidium übernahm. Nach der politischen
Affäre Zuppiger und dessen Rücktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Präsident
konnte mit Jean-François Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nährboden für Zweifel an der Unabhängigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbände im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
büsste der Verband an Glaubwürdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbänden vertrat, wurde auf
die SVP-Nähe des Verbands zurückgeführt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres für die FDP in den Nationalrat gewählt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer – das Parlament des SGV –
seien beide parteipolitisch breit abgestützt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen bürgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenüber der Sonntagszeitung. 7
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